
Überleitungsbestimmungen 

in dem Flurbereinigungsverfahren von 

Hünfeld-Haune 

Vorbemerkung 

Aufgrund des § 62 Abs. 2 des Flurbereini­
gungsgesetzes (FlurbG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 16. März 1976 (BGBL 1 

S. 546), in der derzeit geltenden Fassung re­
geln die nachstehenden Bestimmungen, zu 
denen der Vorstand der 'Teilnehmergemein­
schaft gehört wurde, die tatsächliche Überlei­
tung in den neuen Zustand, namentlich den 
Übergang des Besitzes und der· Nutzung der 
neuen Grundstücke. 

Diese Bestimmungen können, insoweit sie 
nicht auf gesetzlichen Vorschriften beruhen 
oder bestimmte Fristen für die Einreichung von 
Anträgen an die Flurbereinigungsbehörde an­
geben, durch abweichende Vereinbarung unter 
den Beteiligten ersetzt werden. Die Flurberei­
nigungsbehörde kann in besonderen Fällen 
von Amts wegen oder auf Antrag die festge­
setzten Zeitpunkte abändern. 

§ 1 Landwirtschaftliche Nutzflächen 

1 Unbeschadet etwa noch verbliebener 
Widersprüche gehen der Besitz, die Ver­
waltung und die Nutzung der neuen 
Landabfindungen in den Besitz der Betei­
ligten über, sobald die Früchte des Vorbe­
sitzers abgeerntet sind, spätestens zu 
dem im nachfolgenden aufgeführten Zeit­
punkt. 

1.1 Alle brachliegenden oder als Hute benutz­
ten Flächen kann der Grundstücksemp­
fänger sofort in Besitz nehmen und bear­
beiten, insoweit sie zugänglich sind und 
die auf den angrenzenden Feldern ste­
henden Früchte dadurch nicht beschädigt 
werden. 

1.2 Als spätester Zeitpunkt für die Räumung 
der-Grundstücke nach Aberntung wird be­
stimmt: 

a) für mit Getreide bestellten Äckern der 

30.09.2020. 

b) für die übrigen Früchte der 15.12.2020 

c) für Garten- und Hofraumgrundstücke 

der 31.12.2020 

d) für Wiesen und Weideflächen der 
15.12.2020 

e) für Körnermais der 15.12.2020 

Die Abräumung muss am Abend des 
Übergabetages beendet sein. Am darauf­
folgenden Tage kann der Grundstücks­
empfänger mit der Bestellung beginnen. 
Die dann noch nicht abgeräumten Reste 
der Ernte können von dem Grundstücks-. 
empfänger auf Gefahr und Kosten des al­
ten Besitzers nach Anweisung des Vor­
standes der Teilnehmergemeinschaft ent­
fernt werden; er ist jedoch nicht berechtigt, 
sich die Früchte anzueignen. 

1.3 Der Vorsitzende des Vorstandes ist be­
fugt, nach Herbeiführung eines entspre­
chenden Vorstandsbeschlusses der Teil­
nehmergemeinschaft einzelne oder alle 
Aberntungsfristen nach Bedarf für alle Be­
teiligten gleichmäßig zu v·erlängern, wenn 
dies infolge allgemeiner Verspätung der 
Ernte notwendig erscheint. Zur Fristver­
längerung in Einzelfällen ist allein die 
Flurbereinigungsbehörde zuständig. 

1.4 Im Frühjahr untergesäter Dauerklee darf 
nicht ohne Genehmigung der Flurbereini­
gungsbehörde umgebrochen werden. 

1.5 Der Vorbesitzer darf Flächen, die einem 
anderen zugewiesen werden, im Jahr der 
Planausführung nach Aberntung der 
Hauptfrucht nicht. mehr mit Nachfrüchten, 
Rauhfutter und dergleichen bestellen, an­
dernfalls geht das Eigentum an der Nach­
frucht ohne EAtschädigung auf den 
Grundstücksempfänger über. Der Vorbe­
sitzer darf auch keinen Boden von diesen 
Flächen abfahren, sonst ist er dem 
Grundstücksempfänger zum Ersatz des 
Schadens verpflichtet. 
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§ 2 Obstbäume, Beerensträucher, 
Feldgehölze, Holzbestände usw. 
(gemäß § 50 FlurbG) 

2.1. Die Ernte steht für das Jahr der Überlei-
tung noch dem bisherigen Besit-
zer/Eigentümer zu. 

2.2. Gemäß § 50 FlurbG hat der Empfänger 
der Landabfindung Obstbäume, Beeren­
straucher, Bodenaltertümer, Kulturdenk­
mäler sowie Bäume, Feldgehölze und He­
cken, deren Erhaltung aus Gründen des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege 
oder aus anderen Gründen geboten ist, zu 
übernehmen. 

2.3. Jegliche Abholzung, Beseitigung oder 
Veränderung von Bäumen, Hecken, Feld­
gehölzen, bewachsenen Rainen und Bö­
schungen an Wasserläufen und Wegen 
sind nur mit besonderer Genehmigung der 
Flurbereinigungsbehörde gestattet. Widri­
genfalls werden Ersatzpflanzungen auf 
Kosten des Zuwiderhandelnden durchge­
führt. 

2.4. Für die in Nr. 2 genannten Holzpflanzun­
gen - soweit sie nach Sachverständigen­
gutachten einen wirtschaftlichen Wert ha­
ben - hat die Teilnehmergemeinschaft 
den bisherigen Eigentümer in Geld abzu­
finden; sie kann von dem Empfänger der 
Landabfindung eine angemessene Erstat­
tung verlangen. Die v. g. Holzpflanzun­
gen, die keinen wirtschaftlichen Wert ha­
ben, jedoch zu erhalten sind, hat der 
Empfänger der Landabfindung ohne Wer­
tausgleich zur Nutzung und Pflege zu 
übernehmen. 

2.5. Die Wertermittlung für Holzpflanzen (z. B. 
Obstbäume, Beerensträucher, Rebstöcke, 
Hopfenstöcke usw.) erfolgt auf Veranlas­
sung der Flurbereinigungsbehörde durch 
Sachverständige. Die Nachweisungen 
über die Ergebnisse der Wertermittlung 
sind/werden in Verzeichnissen nachge­
wiesen. 

2.6. Ein Baum gehört zu dem Grundstück, in 
welchem der Stamm aus der Erde kommt. 
Schneidet die neue Grundstücksgrenze 
durch den Stamm oder ist der Stamm so 
schief gewachsen, dass die Baumkrone 
stark überhängt, so hat auf Antrag die Be­
seitigung auf Kosten der Teilnehmerge­
meinschaft zu erfolgen; hierbei wird der 
Vorbesitzer seitens der Teilnehmerge­
meinschaft entschädigt ( siehe § 88(8) 
Flurbereinigungsgesetz). 

2.7. Steht eine unter Nr. 2 aufgeführte Holz­
pflanze so nahe an der neuen Grenze, 
dass der Empfänger des Nachbargrund­
stüokes nach § 910 BGB die Beseitigung 
von Zweigen oder Wurzelwerk verlangen 
kann, hat die ·Teilnehmergemeinschaft 
den Schaden aus der Wertminderung der 
Holzpflanze zu ersetzen (siehe § 88(8) 
Flurbereinigungsgesetz). 

2.8. Für Waldflächen und Holzbestand werden 
im Falle des Überganges die Werte ermit­
telt. 

Für Waldgrundstücke wird auf die Sonderbe­
stimmungen des§ 85 FlurbG verwiesen. 

§ 3 Zäune, Einfriedigungen, Stützmauern 
., 

3.1 Zäune und andere Einfriedigungen hat im 
Allgerrieinen der Vorbesitzer bis zum 
31.12.2020 zu entfernen, andernfalls wer­
den sie ohne Entschädigung dem Grund­
stücksempfänger zufallen. 

3.2 Müssen infolge des Ausbaus der gemein­
schaftlichen Anlagen Einfriedigungen von 
Hof- und Gartengrundstücken oder sons­
tige bauliche Anlagen verändert werden, 
so geschieht ihre Wiederherstellung 
grundsätzlich auf Kosten der Teilnehmer­
gemeinschaft im Einvernehmen mit der 
Flurbereinigungsbehörde unter Verwen­
dung des Materials der alten Einfriedigun­
gen. 

3.3 Stützmauern sind wesentliche Bestandtei­
le des Grundstückes und gehen daher mit 
diesem über. Sie dürfen zur Meidung von 
Schadensersatzpflicht vom Vorbesitzer 
und Empfänger weder beschädigt noch 
ohne Genehmigung der Flurbereinigungs­
behörde entfernt werden. 

3.4 Erd-, Kompost-, Steinhaufen und ähnli­
ches bleiben bis zum 01.10.2020 zur Ver­
fügung des Vorbesitzers und gehen da­
nach unentgeltlich in das Eigentum des 
Grundstücksempfängers über. 
Der. Grundstücksempfänger muss deren 
Abfuhr solange dulden, wie der Ausbau 
der Anlagen nicht vollendet ist und die 
Verwendung von Steinen und Erdboden 
von der Teilnehmergemeinschaft zum 
Ausbau beansprucht wird. 
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§ 4 Düngungszustand und Klee 

Den Ausgleich des Düngers auf Grund­
stücken, die die ortsüblichen Saaten noch 
nicht getragen haben sowie wiederkeh­
rende Nutzungen (Klee und sonstige Fut­
tergewächse) haben die Beteiligten unter 
sich zu regeln, wobei grundsätzlich der 
Ausgleich des neuesten Düngungszu­
standes durch gegenseitige Aufrechnung 
als erfolgt gilt. 

§ 5 Regelungen der Pachtverhältnisse 

Hierfür gelten § 70 und § 71 FlurbG. 

§ 6 Einziehung alter Wege 

Die bisherigen Wege können benutzt 
werden und die Überfahrtsrechte bleiben 
bis zur Regelung im Flurbereinigungsplan 
bestehen. 

§ 7 Übergänge und Rohrdurchlässe als 
Übergang zu den Grundstücken 

7.1. Das Bedürfnis zu Übergängen wird im 
Zweifel durch die Flurbereinigungsbehörde 
festgestellt. Die erforderlichen Übergänge 
und Durchlässe über die Wegeseitengrä­
ben und die an den Wegen entlangführen­
den Wasserläufe zu ihren Grundstücken 
hat die Teilnehmergemeinschaft zu erstel­
len. 
Für jedes Grundstück wird nur ein Über­
gang von bis zu 6 m Länge gerechnet, für 
zwei aneinanderstoßende Grundstücke 
ein gemeinsamer Durchlass von bis zu 9 
m Länge. Mehr oder längere Durchlässe 
haben die einzelnen Teilnehmer selbst zu 
beschaffen und zu verlegen. 
Zur dauernden profilmäßigen Erhaltung 
der Gräben werden zu den Übergängen 

· nur Betonrohre mit der lichten Weite des 
nächsten unterhalb gelegenen Durchlas­
ses zugelassen. 
Sonstige Übergänge sind so anzulegen, 
dass die Wasserführung in den Gräben 
und Wasserläufen nicht gehindert wird. 
Die Zugänglichkeit zu den Hofgrundstü­
cken ist auf Kosten der Teilnehmerge­
meinschaft wiederherzustellen, wie sie 
vorher bestanden hat, wobei besondere 
Abmachungen getroffen werden können. 

§ 9 Zuwiderhandlungen 

Zuwiderhandlungen gegen diese Überlei­
tungsbestimmungen führen zum Scha­
densersatz. Nach § 137 FlurbG können 
die obigen Bestimmungen mit Zwangsmit­
teln durchgesetzt werden. 

§ 10  Besondere Bestimmungen 

Auslage der Überleitungsbestimmungen: 
Je eine Ausfertigung wird ausgelegt bei 

. a) Stadt Hünfeld 
b) Amt für Bodenmanagement Fulda 

Zimmer 2.14 

(TG-Vorstand) 

Fulda, den 01 .. !}!/._ 2cZ.o 

(Wt:� 
Verfahrensleiter 

Seite 3 von 3 


